
Fünfter Titel
Von Verträgen
Begriffe.
§. 1. Wechselseitige Einwilligung zur Erwerbung oder Veräußerung eines Rechts, wird
Vertrag genannt. 

§. 2. Die Erklärung, einem Andern ein Recht übertragen, oder eine Verbindlichkeit gegen
denselben übernehmen zu wollen, heißt Versprechen.

§. 3. Dagegen ist die bloße Aeußerung, etwas thun zu wollen, noch für kein Versprechen
anzusehen.

§. 4. Zur Wirklichkeit eines Vertrages wird wesentlich erfordert, daß das Versprechen gültig
angenommen worden. (§. 78. sqq.)

§. 5. Bloße Gelübde haben, als bloß einseitige Versprechen, nach bürgerlichen Gesetzen keine
Verbindlichkeit.

§. 6. Hat der Erblasser ein Gelübde zu erfüllen angefangen, so wird vermuthet, daß er den
Erben zu dessen Vollendung habe verpflichten wollen.

Eintheilung.
§. 7. Wenn beyde Theile gegenseitige Verbindlichkeiten übernehmen, so wird solches ein
lästiger Vertrag genannt.

§. 8. Wohlthätig heißt ein Vertrag, durch welchen nur Ein Theil etwas zu Gunsten des andern
zu geben, zu leisten, zu dulden, oder zu unterlassen verpflichtet wird.

/. Persönliche Fähigkeit, Verträge zu schließen.
§. 9. So weit jemand zu rechtsgültigen Willenserklärungen fähig ist, so weit kann er auch
durch Verträge sich verpflichten.

§. 10. Verträge, wodurch unfähige Personen verpflichtet werden sollen, müssen durch die im
Gesetz oder vom Richter ihnen bestellten Vormünder geschlossen werden. (Tit. IV. §. 20-26.)

§. 11. Soll eine Person, welche durch Willenserklärungen nur Vortheile zu erwerben fähig ist,
durch einen von ihr geschloßenen Vertrag zugleich Lasten übernehmen, so hängt die
Gültigkeit des ganzen Vertrags von der vormundschaftlichen Genehmigung ab.

§. 12. So lange der Vormund sich noch nicht erklärt hat, kann der andre Theil von dem
Vertrage nicht zurücktreten.

§. 13. Doch steht demselben zu allen Zeiten frey, dem Vormund eine Frist zu bestimmen,
binnen welcher er sich über die Ertheilung oder Versagung seiner Genehmigung erklären
müsse.

§. 14. Minderjährige und Verschwender werden in Ansehung der Fähigkeit, Verträge zu
schließen, den Unmündigen gleich geachtet.

§. 15. Die Unfähigkeit eines Verschwenders, sich durch Verträge zu verpflichten, nimmt mit
der Mittagsstunde desjenigen Tages ihren Anfang, an welchem das Blatt der öffentlichen
Anzeigen, dem die gerichtliche Bekanntmachung zuerst einverleibt ist, ausgegeben worden.

§. 16. Doch kann derjenige, welcher weiß, daß ein Mensch wegen Verschwendung bereits
gerichtlich angeklagt sey, aus einem mit demselben auch noch vor der öffentlichen
Bekanntmachung geschloßenen Vertrage kein Recht erlangen.

§. 17. Die Unfähigkeit des Verschwenders, sich durch Verträge zu verpflichten, dauert bis zur
Mittagsstunde desjenigen Tages, an welchem die Wiederaufhebung der Vormundschaft
verfügt wird.



§. 18. Bey Minderjährigen endigt sich die Unfähigkeit, lästige Verträge zu schließen, mit dem
Anfange desjenigen Tages, an welchen sie die Volljährigkeit erreichen.

§. 19. Die Fähigkeit solcher Personen, die zwar das in den Gesetzen für sie bestimmte
volljährige Alter poch nicht erreicht, aber doch das Zwanzigste Jahr bereits zurückgelegt
haben, ingleichen derer, welche für volljährig erklärt sind, ist gehörigen Orts näher bestimmt.
(Th. II. Tit. XVI11. Sect. VIII.)

§. 20. Pflegebefohlne, welche unter vormundschaftlicher Genehmigung eine eigne Wirtschaft
angestellt haben, werden, auch ohne Beytritt des Vormunds, durch solche Verträge
verpflichtet, welche zur Führung dieser eignen Wirtschaft unmittelbar gehören.

§. 21. Pflegebefohlne, welche unter vormundschaftlicher Genehmigung sich zu einem
gewissen Zweck oder Geschäfte bestimmt haben, sind fähig alle Verträge zu schließen, ohne
welche sie diese Bestimmung nicht erfüllen könnten.

§. 22. Von den Verträgen der Kinder, die noch in väterlicher Gewalt sind, ingleichen der
verheyratheten Frauenspersonen, sind nähere Bestimmungen gehörigen Orts festgesetzt (Th.
IT. Tit. I. Tit. II.)

§. 23. Unverheyrathete Frauenspersonen werden, dafern die Provinzialgesetze keine
Ausnahme machen, bey Schließung der Verträge den Mannspersonen gleich geachtet.

§. 24. Blinde, Taube, und Stumme, können in so weit Verträge schließen, als sie ihren Willen
deutlich und mit Zuverläßigkeit zu äußern vermögen.

§. 25. Sind ihnen aber Vormünder bestellt, so haben sie wegen der Fähigkeit, Verträge zu
schliessen, die Rechte der Blödsinnigen.

§. 26. In wie fern, und unter was für Erfordernissen Corporationen und Gemeinen durch
Verträge verpflichtet werden können, ist nach ihren vom Staat genehmigten Grundverträgen
zu beurtheilen.

§. 27. Wo diese nichts bestimmen, ist auf die wegen der verschiednen Arten der
Corporationen ergangnen Gesetze Rücksicht zu nehmen.

§. 28. Wo auch diese nichts besonderes verordnen, da bleibt es bey den von Verpflichtung der
Corporationen überhaupt vorgeschriebnen allgemeinen Grundsätzen. (Th. II. Tit. VI.)

§. 29. Oeffentliche Cassen können nur unter Genehmigung des vorgesetzten Departements
durch Verträge verpflichtet werden.

§. 30. Ist nach der Verfassung der Casse die unmittelbare Genehmigung des Landesherrn
nothwendig, so muß das vorgesetzte Departement denjenigen, der mit der Casse sich einlassen
will, vor oder doch gleich bey Abschließung des Vertrags, bey eigner Vertretung, davon
benachrichtigen.

§. 31. Jeder Contrahent ist schuldig, nach den Eigenschaften des Andern, welche auf dessen
Fähigkeit, Verträge zu schließen, Einfluß haben können, sich gehörig zu erkundigen.

§. 32. Der bloße Mangel der Wissenschaft von der Unfähigkeit des einen Theils soll also dem
andern niemals zu statten kommen.

§. 33. Wer aber, nach gehörig angestellter Erkundigung, dennoch von einem Unfähigen zur
Schließung eines Vertrags verleitet worden, kann aus dem Vermögen desselben
Schadloshaltung fordern.

§. 34. Wer mit einer Person unter achtzehn Jahren Verträge schließt, kann sich mit der
Unwissenheit ihres minderjährigen Alters niemals entschuldigen.

§. 35. Ein Gleiches gilt gegen den, welcher einen Unfähigen blos auf dessen Versicherung,
auch wenn dieselbe eydlich bestärkt würde, für fähig angenommen hat.



§. 36. Wer, seiner Unfähigkeit sich bewußt, einen andern zur Schließung eines Vertrages
verleitet hat, soll als ein Betrüger gestraft werden. (Th. II. Tit. XX. Abschn. XV.)

§. 37. Ein Vertrag, welcher wegen der Unfähigkeit des einen Theils unverbindlich ist, erlangt
durch ein nach gehobner Unfähigkeit erfolgendes Anerkenntniß nur in so fern verbindliche
Kraft, als dies Anerkenntniß selbst für einen neuen rechtsgültigen Vertrag angesehen werden
kann.

§. 38. Ein solcher neuer Vertrag erstreckt sich nur alsdann auf den Anfang des Geschäftes
zurück, wenn dieses zugleich ausdrücklich verabredet worden.

//. Gegenstände.
§. 39 Ueber alles, was der Gegenstand einer rechtsgültigen Willenserklärung seyn kann,
können auch Verträge geschlossen werden (Tit. IV. §. 5-19.)

a) Verträge über die Handlungen, oder.
§. 40. Verträge, durch welche jemand die Handlung eines Dritten verspricht, verpflichten
denselben in der Regel nur, seine Bemühungen zur Bewirkung der versprochnen Handlung
anzuwenden.

§. 41. Kann er dadurch die Handlung nicht bewirken, so ist auch für den andern Theil keine
Verbindlichkeit, den Vertrag von seiner Seite zu erfüllen, vorhanden.

§. 42. Vielmehr muß ihm dasjenige, was er auf Rechnung eines solchen Vertrags bereits
gegeben oder geleistet hat, zurückgegeben, oder wenn dies nicht geschehen kann, vergütet
werden.

§. 43. Hat der Versprechende keine Mühe angewendet, die versprochne Handlung zu
bewirken, so muß er dem Andern den aus deren Unterbleibung entstehenden Schaden
ersetzen.

§. 44. Ein Gleiches findet statt, wenn der Versprechende durch sein eignes grobes oder
mäßiges Versehen Schuld daran ist, daß die versprochne Handlung nicht erfolgt.

§. 45. Erhellet aus dem Vertrage, daß der Versprechende nicht blos seine Bemühungen
anzuwenden, sondern wirklich für den Erfolg zu stehen übernommen habe, so muß er bey
nicht bewirkter Handlung dem Andern vollständige Gnugthuung leisten.

b) über die Sache eines Dritten.
§. 46. Haben beyde Theile ausdrücklich über fremde Sachen oder Rechte einen Vertrag
geschlossen, so ist anzunehmen, daß der eine sich nur verpflichten wollen, den Dritten zum
Besten des Andern zu einer dem Vertrage gemäßen Handlung zu vermögen.

§. 47. Kann diese Absicht der Contrahenten nach dem Inhalt des Vertrages oder nach den
Umständen nicht angenommen werden, so hat dergleichen Vertrag keine rechtliche Wirkung.

§. 48. Doch muß jeder dem Andern dasjenige, was in Rücksicht auf einen solchen Vertrag
wirklich gegeben, oder geleistet worden, vergüten.

§. 49. Hat derjenige, welcher die fremde Sache verspricht, für den Erfolg zu stehen, sich
ausdrücklich verpflichtet, so findet die Vorschrift des §. 45. Anwendung.

§. 50. Lag bey dem Vertrage um die Sache oder das Recht eines Dritten eine unerlaubte
Handlung von Seiten beyder Theile zum Grunde, so fällt der von einem oder dem andern
daraus schon gezogne Gewinn dem Fiskus anheim.

c) über unmögliche Handlungen.
§. 51. Verträge, wodurch jemand zu absolut unmöglichen Handlungen oder Leistungen
verpflichtet werden soll, sind nichtig.



§. 52. Gleiche Bewandniß hat es mit der bedingten (hypothetischen) Unmöglichkeit, wenn sie
zur Zeit des geschlossenen Vertrages beyden Theilen bekannt, oder beyden unbekannt war.

§. 53. War die bedingte Unmöglichkeit nur demjenigen bekannt, der zu der unmöglichen
Handlung oder Leistung sich verpflichtete, so muß er den andern Theil vollständig
entschädigen.

§. 54. Wußte nur derjenige, welcher eine Handlung oder Leistung sich versprechen ließ, daß
dieselbe dem Versprechenden unmöglich sey, so hat zwar der Vertrag selbst keine
verbindliche Kraft.

§. 55. Hat jedoch der, welcher sich das Unmögliche versprechen ließ, dem Versprechenden in
Rücksicht auf den Vertrag, bereits etwas gegeben, oder geleistet, so ist das Geschäfte für eine
Schenkung anzusehen.

§. 56. In allen Fällen besteht der Vertrag, wenn darin einem oder dem andern Theile die Wahl
gelassen worden, statt des Unmöglichen etwas anders zu fordern, oder zu leisten.

§. 57. Gleiche Bewandniß hat es alsdann, wenn die bey Schließung des Vertrags obwaltende
bedingte Unmöglichkeit bis zu der zur Erfüllung bestimmten Zeit aufhört.

d) über Sachen, welche dem Verkehr entzogen sind.
§. 58. Verträge über Sachen, welche dem Verkehr entzogen worden, sind in so fern gültig, ab
das Hinderniß gehoben werden kann.

§. 59. Doch kann die Erfüllung erst nach wirklich erfolgter Hebung des Hindernisses gefordert
werden.

§. 60. Ist dazu eine gewisse Zeit bestimmt, so verliert, nach fruchtlosem Ablauf derselben, der
Vertrag von selbst seine Kraft.

§. 61. Ist keine Zeit bestimmt, so muß dieselbe, auf Verlangen des einen oder andern Theils,
von dem Richter, nach Bewandniß der Umstände, festgesetzt werden.

§. 62. Hängt die Hebung des Hindernisses von der Handlung eines Dritten ab, zu deren
Bewirkung sich einer der Contrahenten verpflichtet hat, so finden die Vorschriften §. 40-45.
Anwendung.

§. 63. Hat keiner von beyden Theilen sich zur Hebung des Hindernisses besonders
verpflichtet, so liegt die Verbindlichkeit dazu demjenigen ob, dem allein nur das Daseyn
desselben bekannt war.

§. 64. War das Daseyn des Hindernisses beyden Theilen bekannt, so muß derjenige, welcher
wegen eines Mangels in seiner Person, über eine solche Sache den Vertrag nicht schließen
kann, für die Hebung des Hindernisses sorgen.

§. 65. Kann auch hiernach die Frage nicht entschieden werden, so ist bey bloß wohlthätigen
Verträgen derjenige, welcher den Vortheil genießen will, für die Hebung des Hindernisses zu
sorgen verpflichtet.

§. 66. Bey lästigen Verträgen aber haben beyde Theile dazu gleiche Verbindlichkeit.

§. 67. Kann, der gehörig angewandten Mühe ungeachtet, das Hinderniß nicht gehoben werden,
so findet alles dasjenige statt, was für den Fall, wenn über eine bedingt unmögliche Handlung
oder Leistung ein Vertrag geschlossen worden §. 52-57. verordnet ist.

e) über unerlaubte Handlungen.
§. 68. Verträge über unerlaubte Handlungen gelten eben so wenig, als über unmögliche.

§. 69. Kann jedoch von dem entgegen stehenden Verbotsgesetze Dispensation statt finden, so
gilt von solchen Verträgen eben das, was von Verträgen über Sachen, die dem Verkehr



entzogen sind §. 58-67. vorgeschrieben ist.

f) von nutzlosen.
§. 70. Verträge, deren Erfüllung niemanden einen Vortheil oder Nutzen gewähren kann,
müssen auf den Antrag desjenigen, welcher dadurch belastet ist, von dem Richter aufgehoben
werden.

g) von unbestimmten Verträgen.
§. 71. Verträge, deren Gegenstand sich gar nicht bestimmen läßt, oder deren Bestimmung oder
Erfüllung der Willkühr des Verpflichteten lediglich überlassen ist, sind unverbindlich. (§.
235-240.)

§. 72. Ist die nähere Bestimmung einer unbestimmt übernommenen Verbindlichkeit dem
Ausspruch eines Dritten überlassen worden, so ist der Vertrag gültig, wenn der Dritte den
Ausspruch thut.

§. 73. Er kann aber, denselben zu thun, wider seinen Willen nicht angehalten werden.

h) Verträge über den Vortheil eines Dritten.
§. 74. Auch die Vortheile eines Dritten können der Gegenstand eines Vertrages seyn.

§. 75. Der Dritte selbst aber erlangt aus einem solchen Vertrage, an dessen Schließung er
weder mittelbar noch unmittelbar Theil genommen hat, erst alsdann ein Recht, wenn er
demselben mit Bcwlligung der Hauptparteyen beygetreten ist.

§. 76. Bis dieser Beytritt erfolgt, kann der zu seinem Vortheile geschlossene Vertrag nach dem
Einverständniß der Contrahenten geändert, oder gar aufgehoben werden.

§. 77. Ist aber dem Dritten der Antrag zum Beytritt einmal geschehen, so müssen die
Contrahenten seine Erklärung über die Annahme abwarten.

JIL. Von der Acceptation.
§. 78. Alles, was zur Rechtsgültigkeit einer Willenserklärung überhaupt gehört, wird auch zur
Gültigkeit «er Annahme eines Versprechens erfordert.

§. 79. Durch die Annahme eines gültigen Versprechens wird der Vertrag geschlossen.

§. 80. Der Augenblick, in welchem die Annahme gehörig erklärt worden, bestimmt also auch
den Zeitpunkt des geschloßnen Vertrags.

§. 81. Handlungen, welche die Annahme des Versprechens voraussetzen, werden einer
ausdrücklichen Annahme gleich geachtet.

§. 82. Wenn das, was der eine Theil fordert, oder verlangt, von dem andern bewilligt worden,
so bedarf «s von Seiten des erstern keiner besondern Annahme.

§ 83. Durch die Annahme kann niemand mehr 

Recht erwerben, als von dem Andern angetragen worden.

§. 84. Die Annahme muß unbedingt und uneingeschränkt seyn, wenn dadurch der Abschluß
des Vertrags erfolgen soll.

§. 85. Geschieht die Annahme nur unter Bedingungen oder Einschränkungen, so kann der
Versprechende seinen Antrag zurücknehmen.

§. 86. Verträge können nicht nur persönlich oder durch Bevollmächtigte, sondern auch durch
Briefwechsel errichtet werden.

§. 87. So weit Personen auf den Grund einer wirklich aufgetragnen, oder einer zu
vermuthenden Vollmacht, die Geschäfte eines Andern zu besorgen berechtigt sind, so weit
können sie auch Anträge, die ihm geschehen, in seinem Namen annehmen. (Tit. XIII. §. 119.



sqq.)

§. 88. Außer diesem Fall erlangt durch die Annahme eines Dritten derjenige, welchem das
Versprechen geschehen ist, in der Regel noch kein Recht. (Tit. XI. §. 1060.)

§. 89. Ist aber durch die erklärte Annahme ein wirklicher Vertrag zwischen dem
Versprechenden und dem Annehmenden zu Gunsten des Dritten geschlossen worden, so
finden die Vorschriften §. 74-77. Anwendung.

Bestimmung der Zeit der Annahme.
§. 90. Die Annahme eines Versprechens muß, wenn sie gegen den Versprechenden
verbindliche Kraft haben soll, zur gehörigen Zeit geschehen.

§. 91. Hat der Antragende einen gewissen Zeitraum zur Erklärung über den Antrag bestimmt,
so ist der Andre bis zum völligen Ablauf dieses Zeitraums zur Annahme berechtigt.

§. 92. Hat der Antragende die Zeit zur Erklärung über den Antrag dem Gutfinden des Andern
überlassen, so kann er dennoch, wenn der Andre zögert demselben eine Frist zur Annahme
bestimmen.

§. 93. Ist jedoch die Bedenkzeit ausdrücklich zu einem gewissen Zweck verstattet worden, so
muß die zu bestimmende Frist so beschaffen seyn, daß innerhalb derselben der Zweck erreicht
werden könne.

§. 94. Ist bey dem Antrage wegen der Zeit zur Annahme gar nichts bestimmt worden, so muß
die Erklärung über einen mündlichen Antrag sogleich, als derselbe geschehen ist, abgegeben
werden.

§. 95. Ist unter Personen, die an Einem Orte sich aufhalten, der Antrag schriftlich geschehen,
so muß die Erklärung darüber binnen vier und zwanzig Stunden erfolgen.

§. 96. Ist der Antrag unter Abwesenden schriftlich geschehen, so kommt es auf den Zeitpunkt
an, da der Brief an dem Orte, wo der Andre sich aufhält, nach dem gewöhnlichen Laufe der
Posten hat eingehen können.

§. 97. Mit der nächsten fahrenden oder reitenden Post, welche nach diesem Zeitpunkte abgeht,
muß der Antrag beantwortet werden.

§. 98. Doch ist, wenn mit der ersten Post keine Antwort erfolgt, der Antragende schuldig,
noch den nächstfolgenden Posttag, wegen möglicher Zwischenfälle, abzuwarten.

§. 99. Ist der schriftliche Antrag durch einen eignen Boten geschehen, so muß der Antragende
den längsten Zeitraum, binnen welchem ein solcher Bote ohne ungewöhnliche Zwischenfälle
zurückkommen kann, abwarten.

§. 100. Kommt der Bote in diesem Zeiträume nicht zurück, so muß der Antragende den
Andern davon benachrichtigen, und ihm zugleich eröfnen, ob er noch ferner an den Antrag
gebunden seyn wolle.

§. 101. Geschieht der Antrag einer Corporation oder Gemeine, so muß der Antragende auf die
Erklärung derselben so lange Zeit warten, als erforderlich ist, daß über den Antrag ein
verfassungsmäßiger Entschluß genommen und ihm bekannt gemacht werden könne.

§. 102. In allen Fällen, wo nicht ein Andres ausdrücklich bestimmt ist, wird dafür gehalten,
daß die Annahme in dem Zeitpunkte geschehen sey, wo der Annehmende alles gethan hatte,
was von seiner Seite zur Bekanntmachung seiner Erklärung an den Antragenden erforderlich
war.

§. 103. So bald aber die vorstehend §. 90. sqq. bestimmten Fristen zur Erklärung über den
Antrag fruchtlos verlaufen sind, kann der Antragende zurücktreten.

§. 104. Er muß jedoch demjenigen, welchem der Antrag geschehen ist, unter Gegenwärtigen



sofort, unter Abwesenden aber mit der nächsten Post Nachricht geben, daß er den Antrag
zurücknehme.

§. 105. Hat er dieses unterlassen, und es findet sich in der Folge, daß der Andre seine
Annahme wirklich zu rechter Zeit erklärt habe, so muß er demselben für den Schaden,
welcher aus den zur Erfüllung des Vertrags gemachten Anstalten in der Zwischenzeit
erwachsen ist, gerecht werden.

§. 106. Wenn nach geschehenem Antrage, und vor dem Ablaufe der vorstehend bestimmten
Fristen, der eine oder andre Theil verstirbt, so wird durch diesen Tod in den Rechten und
Pflichten wegen der Annahme nichts geändert.

§. 107. Zielte jedoch der Antrag ausdrücklich nur zur persönlichen Begünstigung desjenigen
ab, welchem derselbe gemacht wurde, so sind seine Erben zu der von dem Erblasser noch
nicht geschehenen Annahme nicht berechtigt.

§. 108. In Fällen, wo wegen des Absterbens eines oder des andern Theils, von einem schon
wirklich geschlossenen Vertrage vor der Erfüllung wieder abgegangen werden kann, geht
durch den Tod auch das Recht zur Annahme verloren. (§. 415. sqq.)

IV. Form der Verträge.
§. 109. Zur Gültigkeit eines Vertrags gehört, außer der wechselseitigen Einwilligung, auch die
Beobachtung der in den Gesetzen vorgeschriebenen Form.

§. 110. Ist aber die Beobachtung einer Formalität im Gesetz nur unter Androhung einer Strafe
verordnet, so bleibt der Vertrag gültig, wenn gleich die Formalität verabsäumt worden.

1) Nach welchen Gesetzen die Form zu beurtheilen sey.
§. 111. Die Form eines Vertrags ist nach den Gesetzen des Orts, wo er geschlossen worden, zu
beurtheilen.

§. 112. Ist unter Abwesenden ein förmlicher Vertrag errichtet worden, so wird die Form
desselben nach den Gesetzen desjenigen Orts beurtheilt, von welchem das Instrument datirt
ist.

§. 113. Ist aber der Vertrag unter Abwesenden bloß durch Briefwechsel ohne Errichtung eines
förmlichen Instruments geschlossen worden, und waltet in den Wohnörtern der Contrahenten
eine Verschiedenheit der gesetzlichen Formen ob, so ist die Gültigkeit der Form nach den
Gesetzen desjenigen Orts zu beurtheilen, nach welchen das Geschäfte am besten bestehen
kann.

§. 114. Eben dieses findet statt, wenn der Vertrag von mehrern Orten, welche in Ansehung der
Form verschiedene Rechte haben, datirt ist.

§. 115. In allen Fällen, wo unbewegliche Sachen, deren Eigenthum, Besitz, oder Nutzung, der
Gegenstand eines Vertrags sind, müssen wegen der Form die Gesetze des Orts, wo die Sache
liegt, beobachtet werden.

2) Von schriftlichen Verträgen.
§. 116. Verträge, welche vermöge des Gesetzes oder einer Abrede der Parteyen, schriftlich
geschlossen werden sollen, erhalten ihre Gültigkeit erst durch die Unterschrift.

§. 117. In allen Fällen, wo die Parteyen den Vertrag schriftlich zu schließen verabredet haben,
wird vermuthet, daß nicht bloß der Beweis, sondern selbst die verbindliche Kraft des
Vertrages von der schriftlichen Abfassung desselben abhängen solle.

§. 118. Auch eigenhändig geschriebne Aufsätze sind, vor hinzugekommener Unterschrift,
nicht für vollendete Verträge zu achten.

§. 119. Die Besiegelung eines unterschriebenen und ausgehändigten Instruments aber ist nicht



nothwendig, wenn gleich darin der Siegel gedacht wird.

3) Von Punctationen.
§. 120. Eine von beyden Theilen unterschriebene Punctation, aus welcher die gegenseitige
Einwilligung derselben in alle wesentliche Bedingungen des Geschäfts erhellet, ist mit einem
förmlichen Contract von gleicher Gültigkeit.

§. 121. Es kann also auf Erfüllung derselben geklagt werden.

§. 122. Ist zur gerichtlichen Verlautbarung, Bestätigung, oder Eintragung eine förmliche
Ausfertigung des Vertrages nothwendig, so kann diese nach dem Inhalt der Punctation von
dem Richter verfügt werden.

§. 123. Weigert ein Theil seine Unterschrift beharrlich, so kann der Richter dieselbe ergänzen.

§. 124. Ist der Gegenstand ein auswärtiges Grundstück, und nach den Gesetzen des Orts ein
von beyden Theilen unterschriebener förmlicher Contract nothwendig; so kann der die
Unterschrift beharrlich verweigernde Theil durch Execution dazu angehalten werden.

§. 125. Fehlen aber in der Punctation wesentliche Bestimmungen; oder haben die Parteyen die
Verabredung gewisser Nebenbedingungen sich darin ausdrücklich vorbehalten, so sind
dergleichen Punctationen nur als Tractaten anzusehen.

§. 126. Das von Gerichten oder von einem Justizcommissario aufgenommene Protocoll über
einen zu errichtenden Vertrag hat mit einer Punctation gleiche Wirkung.

4) Von mündlichen Nebenabreden.
§. 127. Ist ein Vertrag schriftlich geschlossen worden, so muß alles, was auf die Verabredung
der Parteyen ankommt, bloß nach dem schriftlichen Contracte beurtheilt werden.

§. 128. Auf vorgeschützte mündliche Nebenabreden wird, ohne Unterschied des
Gegenstandes, keine Rücksicht genommen.

§. 129. Vielmehr müssen Nebenbestimmungen, welche die Art, den Ort, oder die Zeit der
Erfüllung, oder andre dabey vorkommende Maaßgaben betreffen, so weit sie im Contracte
nicht festgesetzt worden, von dem Richter lediglich nach den Vorschriften der Gesetze
ergänzt werden.

§. 130. Was im Contract unleserlich geschrieben, oder undeutlich ausgedrückt worden, und
nicht aus dem Zusammenhange klar erhellet, muß auf andre zuverläßige Art ausgemittelt
werden.

5) Gesetzliche Notwendigkeit schriftlicher Verträge.
§. 131. Ein jeder Vertrag, dessen Gegenstand sich über Fünfzig Thaler in Silber Courant
beläuft, muß schriftlich errichtet werden.

§. 132. Ist der Vertrag auf Gold geschlossen, so werden Drey Thaler Silber-Courant einem
Dukaten, und Fünf und ein Viertel-Thaler einer Goldmünze von Fünf Thalern gleich
gerechnet.

In wiefern die schriftliche Abfassung bey andern Willenserklärungen nothwendig sey.
§. 133. Auch andre bloß einseitige Willenserklärungen müssen bey Gegenständen über
Fünfzig Thaler, so bald ihre Folgen sich auf die Zukunft hinaus erstrecken sollen, schriftlich
abgefaßt werden.

§. 134. Zu Entsagungen und Verzichtleistungen, nicht aber zum Beweise der erfolgten
Zahlung, oder sonstigen Erfüllung einer Verbindlichkeit, sind schriftliche Urkunden
erforderlich.

Nähere Bestimmungen



a) bey Gerechtigkeiten.
§. 135. Verträge und Erklärungen über Grundgerechtigkeiten, ingleichen über beständige
persönliche Lasten und Pflichten, erfordern allemal eine schriftliche Abfassung.

b) bey terminlichen Leistungen.
§. 136. Bey terminlichen Leistungen, wo entweder die Zahl der Termine unbestimmt ist, oder
sämmtliche Termine zusammen die Summe von Fünfzig Thalern übersteigen, sind schriftliche
Contrakte nothwendig.

§. 137. Doch bedarf es bey den Miethen des gemeinen Gesindes keines schriftlichen Vertrags.
(Th. II. Tit. V.)

c) bey gewagten Verträgen.
§. 138. BeyVerträgen wird nicht auf die des ungewissen Gewinns, sondern nur auf das
gesehen, was dagegen gesetzt oder versprochen worden.

§. 139. Ist aber von beyden Seiten ein gewagtes Geschäft vorhanden, so muß der Vertrag
allemal schriftlich abgefaßt werden.

d) bey Conventionalstrafen.
§. 140. Conventionalstrafen werden nicht zu der Summe oder dem Werthe der Sache
gerechnet, worüber die Hauptverbindlichkeit eingegangen worden.

§. 141. Uebersteigt aber die Conventionalstrafe selbst die Summe von Fünfzig Thalern, so ist
ein schriftlicher Vertrag nothwendig.

Schliessung schriftlicher Verträge durch Briefwechsel.
§. 142. Zwischen Abwesenden vertritt die geführte Correspondenz die Stelle des schriftlichen
Vertrags, in so fern die Bedingungen und die wechselseitige Einwilligung der Contrahenten
daraus zu entnehmen sind.

§. 143. Ist zu dem Geschäfte, worüber der Vertrag geschlossen worden, die Ausfertigung eines
förmlichen Instruments erforderlich, so vertritt der Briefwechsel die Stelle einer Punctation.
(§. 120. sqq.)

Fälle, in denen es keines schriftlichen Vertrages bedarf.
§. 144. Es bedarf keines schriftlichen Vertrags, wenn jemanden Sachen in Verwahrung
gegeben werden. (Tit. XIV. Abschn. I.)

§. 145. Ingleichen wenn Gastwirthen, Fuhrleuten, oder Schiffern Habseligkeiten von
Reisenden anvertraut werden.

§. 146. Wenn ein Vertrag über bewegliche Sachen von beyden Theilen sogleich erfüllt wird,
so kann zur Anfechtung des solchergestalt abgemachten Geschäfts, der Mangel eines
schriftlichen Vertrages nicht vorgeschützt werden.

§. 147. Auch kann keiner von beyden Theilen wegen eines solchen abgemachten Geschäfts,
auf den Grund vorgeblicher mündlicher Nebenabreden, den andern in Anspruch nehmen.

§. 148. Wenn über bewegliche körperliche Sachen außerhalb Landes an einem Orte, wo
mündliche Verträge ohne Unterschied gültig sind, dergleichen Verträge geschlossen worden,
so kann der Mangel der schriftlichen Abfassung auch in den hiesigen Gerichten nicht
vorgeschützt werden.

§. 149. Kaufhandlungen über Meß- und Marktwaaren, die von Kaufleuten mit andern
Personen während der Messe oder des Markts geschlossen, und sogleich erfüllt, oder in
kaufmännisch geführte Bücher eingetragen worden, erfordern keinen schriftlichen Contract.



§. 150. Außerdem müssen auch solche Kaufhandlungen schriftlich abgefaßt, oder von beyden
Theilen dem, nach Vorschrift der Prozeßordnung, anzuordnenden Meß- oder Marktgerichte
mündlich angezeigt werden.

§. 151. Was wegen der schriftlichen Verträge bey kaufmännischen Geschäften, unter
Kaufleuten, in und außer den Messen und Märkten Rechtens sey, ist gehörigen Orts bestimmt.
(Th. II. Tit. VIII. Sect. VII.)

§. 152. Die von dem Schuldner geschehene Unterschrift einer Rechnung über gelieferte
Waaren, oder Arbeiten, vertritt in allen Fällen die Stelle eines schriftlichen Vertrags.

§. 153. Wenn ein Dritter einem zwischen andern Contrahenten geschlossenen Vertrage,
welcher nach den Gesetzen schriftlich verfaßt werden mußte, beytreten will, so muß dieser
Beytritt ebenfalls schriftlich erklärt werden.

Von Verlängerungen.
§. 154. Mündliche Verlängerungen eines nach den Gesetzen in Schriften abgefaßten Vertrages
gelten nur so weit, als die Gesetze die Zuläßigkeit einer stillschweigenden Verlängerung, und
deren Fristen, ausdrücklich bestimmen. (Tit. XXI. Abschn. III.)

Rechtliche Folgen, wenn die schriftliche Abfassung unterblieben ist.
§. 155. Ist in Fällen, wo die Gesetze einen schriftlichen Vertrag erfordern, derselbe bloß
mündlich geschlossen, und noch von keinem Theil erfüllt worden, so findet daraus keine
Klage statt.

§. 156. Hat aber ein Contrahent von dem andern die Erfüllung bereits ganz oder zum Theil
angenommen, so ist er verpflichtet, entweder den Vertrag auch von seiner Seite zu erfüllen,
oder das Erhaltene zurückzugeben oder zu vergüten.

§. 157. Wählt er letzteres, so muß er die auf Rechnung des Vertrages erhaltene Sache in dem
Stande, wie er sie empfangen hat, zurückgeben.

§. 158. Wegen der Nutzungen, ingleichen wegen der in der Zwischenzeit vorgefallenen
Verbesserungen, ist er einem unrechtfertigen Besitzer gleich zu achten. (Tit. VII. §. 223. sqq.)

§. 159. Kann er die empfangene Sache, in dem Stande, in welchem sie sich zur Zeit der
Uebergabe befunden hat, nicht zurückgeben, und will dennoch den mündlichen Vertrag nicht
erfüllen, so muß er den mündlich verabredeten Werth ersetzen.

§. 160. Ist kein Werth verabredet worden, so muß derjenige, welchen die Sache zur Zeit der
Uebergabe gehabt hat, ausgemittelt und ersetzt werden.

§. 161. Hat der, welcher den mündlichen Vertrag nicht erfüllen will, dem andern Contrahenten
auf Rechnung desselben etwas gegeben, so kann er dasselbe zwar ebenfalls zurückfordern,

§. 162. Er muß aber die gegebene Sache in dem Stande wieder annehmen, in welchem sie sich
zu der Zeit, da seine Weigerung zur Wissenschaft des Andern gelangt ist, befunden hat.

§. 163. Ueberhaupt hat derjenige Contrahent, welcher den mündlichen Vertrag zu erfüllen
bereit war, in Ansehung der an den andern, welcher zurücktritt, zu leistenden Rückgabe
durchgehends die Rechte eines redlichen Besitzers. (Tit. VII. §. 188. sqq.)

§. 164. Ist einem oder dem andern Theile auf Abschlag des mündlichen Vertrags etwas
bezahlt worden, so muß der, welcher zurücktritt, vom Tage der empfangenen Zahlung, der
andre aber, welcher den Contrakt zu erfüllen bereit war, vom Tage des ihm angekündigten
gegenseitigen Rücktritts, landübliche Zinsen entrichten.

§. 165. Hat der mündliche Vertrag Handlungen zum Hauptgegenstande gehabt, und sind diese
sämmtlich geleistet worden, so muß die Vergütung nach der mündlichen Abrede erfolgen.

§. 166. Sind die Handlungen nur zum Theil geleistet worden, und der Verpflichtete will durch



Leistung der übrigen den Vertrag nicht vollständig erfüllen, so kann der Berechtigte von der
mündlich verabredeten Vergütung so viel abziehen, als erforderlich ist, sich die noch
rückständigen Leistungen zu verschaffen.

§. 167. Will hingegen der Berechtigte die Leistung der noch rückständigen Handlungen nicht
annehmen, so muß der Werth der schon wirklich geleisteten nach den Gesetzen ausgemittelt
und vergütet werden.

§. 168. Uebrigens finden aus einem bloß mündlichen Vertrage, wegen der von dem einen oder
dem andern Theile verweigerten Erfüllung, keine Forderungen von Entschädigungen oder
Interesse statt.

Was Rechtens sey, wenn der schriftliche Vertrag nicht mehr vorhanden ist.
§. 169. Ist ein schriftlich abgefaßter Vertrag verloren gegangen, so sind zur Ausmittelung
seines Inhalts alle in den Gesetzen gebilligten Beweismittel zuläßig.

§. 170. Hat einer der Contrahenten den Verlust oder die Vernichtung des Instruments
vorsetzlich veranlaßt, so wird die Angabe des andern von dem Inhalt so lange für richtig
angenommen, bis das Gegentheil klar erwiesen ist.

6. Von gerichtlichen Verträgen.
§. 171. Blinde und Taubstumme müssen ihre schriftlichen Verträge gerichtlich aufnehmen
lassen.

§. 172. Personen, die des Schreibens und Lesens unkundig oder durch einen Zufall am
Schreiben verhindert sind, müssen in Fällen, wo es eines schriftlichen Contracts bedarf,
solchen gerichtlich oder vor einem Justizcommissario errichten.

§. 173. Bey gemeinen Landleuten dieser Art ist die Aufnehmung vor den Dorfgerichten mit
Zuziehung eines vereydeten Gerichtsschreibers hinreichend.

§. 174. Außergerichtliche auch schriftliche Verträge solcher Personen, bey welchen die §. 171.
172. 173. vorgeschriebne Form nicht beobachtet worden, werden den bloß mündlich
geschloßnen gleich geachtet.

§. 175. Kann ein solcher Contrahent dem Protocoll oder Contract auch seine
Namensunterschrift nicht eigenhändig beyfügen, so muß er das Instrument an der zur
Unterschrift bestimmten Stelle mit Kreutzen oder einem andern gewöhnlichen Handzeichen
bemerken.

§. 176. Unter diesen Zeichen muß der Richter oder Justizcommissarius gehörig attestiren, daß
und warum sie von dem Contrahenten statt der Unterschrift gebraucht worden.

§. 177. Kann der Contrahent auch keine solche Zeichen beyfügen, so muß ein von ihm
gewählter Beystand die Unterschrift in seinem Namen leisten; und daß dieses geschehen sey,
von dem Richter oder Justizcommissario attestirt werden.

§. 178. Die unterlassene Beobachtung dieser Vorschriften (§. 175. 176. 177.) benimmt zwar
für sich allein dem Vertrage noch nichts an seiner verbindlichen Kraft; der Richter oder
Justizcommissarius aber wird wegen der daraus entstehenden Weitläufigkeiten und Kosten
verantwortlich.

§. 179. Wer der Sprache, worin das Instrument abgefaßt werden soll, unkundig ist, wird
einem, der nicht schreiben kann, gleich geachtet. (§. 172).

§. 180. Ist der Richter oder Justizcommissarius der Sprache eines solchen Contrahenten nicht
kundig, so muß ein vereydeter Dollmetscher zugezogen werden.

§. 181. Vereinigen sich die Parteyen über einen unvereideten Dollmetscher, so muß dieses im
Protocoll ausdrücklich bemerkt werden.



§. 182. Mit dem Hauptinstrument zugleich muß der Richter oder Justizcommissarius dem der
Sprache unkundigen Contrahenten eine Uebersetzung desselben zur Unterschrift vorlegen. (§.
178.)

§. 183. Stimmt die Uebersetzung mit dem Original nicht überein, so gilt erstere zum Vortheil
des Unkundigen.

§. 184. Die Unterlassung dieser Vorschriften (§. 180. 182.) macht zwar den Vertrag, wenn
dessen Richtigkeit sonst nachgewiesen werden kann, nicht ungültig, wohl aber den Richter
wegen Weitläufigkeiten und Kosten verantwortlich.

V. Von Verstärkung der Vertrage. 1.) durch Anerkenntniß.
§. 185. Derjenige, welcher sich schriftlich oder zum Protokoll zu einem mündlich
geschlossenen Vertrage bekannt hat, kann, so weit als die Verabredungen aus diesem
Anerkenntnisse erhellen, den Mangel der schriftlichen Abfassung nicht vorschützen.

§. 186. Durch das Anerkenntniß eines seiner Form nach rechtsbeständigen Vertrages werden
diejenigen Einwendungen gehoben, welche sich auf den Mangel einer freyen oder ernstlichen
Einwilligung beziehen.

§. 187. Doch muß das Anerkenntniß zu einer Zeit erfolgt seyn, wo das bey der ersten
Schliessung des Vertrags entgegengestandene Hinderniß gehoben war.

§. 188. Alsdann erstreckt sich aber auch die Wirkung eines ohne Einschränkung erfolgten
Anerkenntnisses bis auf die Zeit des geschlossenen Vertrags zurück.

§. 189. Solche Handlungen, woraus eine vollständige Kenntniß des Vertrags und zugleich die
wiederholte Genehmigung des ganzen Inhalts deutlich erhellet, begründen ein
stillschweigendes Anerkenntniß.

§. 190. Fehlt es an einer hinreichenden Kenntniß des Vertrages, so ist kein verbindliches
Anerkenntniß vorhanden.

§. 191. Liegt in der Handlung nicht die Genehmigung des Vertrags nach seinem ganzen Inhalt,
sordem nur eines Theils desselben, so kann die Wirkung des Anerkenntnisses auf die dadurch
nicht genehmigten Theile keinesweges ausgedehnt werden.

§. 192. In wie fern ein wegen persönlicher Unfähigkeit eines Contrahenten ungültiger Vertrag
durch desselben nachheriges Anerkenntniß zur Gültigkeit gelange, ist §. 37. 38. festgesetzt.

2.) durch Entsagung der Einwendungen.
§. 193. Eine im Contract nur in allgemeinen Ausdrücken geschehene Entsagung der
Einwendungen hat keine rechtliche Wirkung.

§. 194. Auch solchen Einwendungen, welche den Vertrag von Anfang an ungültig machen,
kann darin nicht entsagt werden.

§. 195. Ein Gleiches findet von Einwendungen statt, die sich auf ein Verbotsgesetz gründen.

§. 196. Solchen Einwendungen, die einem Dritten zu statten kommen, kann ein Contrahent zu
dessen Nachtheil nicht entsagen.

§. 197. Andre Einwendungen, welchen im Contrakt ausdrücklich entsagt worden, können in
der Folge nicht mehr vorgeschützt werden.

§. 198. Doch muß der Sinn und Inhalt der Einwendungen in dem Vertrage dergestalt
ausgedrückt seyn, daß der Entsagende deutlich hat einsehen können, worauf er eigentlich
Verzicht leiste.

§. 199. Durch eydliche Bestärkung erhält kein Vertrag mehrere Kraft, als ihm die Gesetze
schon an sich beylegen. (Th. II. Tit. XX. Abschn XV.)



3.) durch gerichtliche Bestätigung.
§. 200. Gerichtliche Bestätigung ist bey Verträgen, nach gemeinen Rechten nicht nothwendig.

§. 201. Wo sie hinzukommt, begründet sie die Vermuthung, daß der Vertrag gesetzmäßig
abgeschlossen worden.

§. 202. Gerichtliche Bestätigung setzt allemal ein gerichtliches Anerkenntniß der
Contrahenten voraus.

§. 203. Die Erfüllung eines gerichtlich bestätigten Vertrags kann durch Einwendungen gegen
die Gültigkeit und den Inhalt desselben, welche nicht sogleich klar gemacht worden, nicht
aufgehalten werden.

§. 204. Die gerichtliche Bestätigung versteht sich jederzeit ohne Nachtheil der Rechte eines
Dritten.

4.) durch Draufgabe.
§. 205. Draufgabe (Arrha) ist das, was als Zeichen des geschlossenen Vertrages entrichtet
wird.

§. 206. Was auf Abrechnung der übernommenen Verbindlichkeit vorausgegeben worden, wird
Angeld genannt.

§. 207. Wo die Gesetze oder der Vertrag selbst nicht ausdrücklich ein Andres bestimmen, ist
die Draufgabe zugleich als Angeld anzusehen.

§. 208. Ist aber die Draufgabe von andrer Art als dasjenige, was der Gebende vermöge des
Contrakts zu leisten hat, so hat dieselbe nicht die Eigenschaft eines Angeldes.

§. 209. Was wegen der Brautgeschenke, und bey dem Miethgeld des Gesindes Rechtens sey,
ist gehörigen Orts bestimmt. (Th. II. Tit. I. Abschn. II. Tit. V.)

§. 210. Der Empfänger der Draufgabe kann sich, durch Zurückstellung derselben von der
übernommenen Verbindlichkeit nicht befreyen.

§. 211. Auch der Geber kann sich durch Aufopferung der Draufgabe von der Erfüllung des
Vertrags nicht losmachen.

Was Rechtens sey
a) wenn die Draufgabe zugleich eine Wandelpön, oder
§. 212. Ist das Gegentheil, und daß gegen Verlust oder Ersatz der Draufgabe der Rücktritt von
dem Vertrage statt finden solle, ausdrücklich verabredet, so vertritt die Draufgabe die Stelle
einer Wandelpön. (§. 312. sqq.)

§. 213. Tritt in einem solchen Falle der Geber zurück, so behält der Empfänger die Draufgabe,
kann aber keine weitere Entschädigung fordern.

§. 214. Tritt der Empfänger zurück, so muß der Geber mit Erstattung der Draufgabe statt der
Entschädigung sich begnügen.

§. 215. Hat aber einer von beyden Theilen mit Erfüllung des Vertrags bereits den Anfang
gemacht, so kann, wenn auch die Draufgabe wirklich als Wandelpön gegeben worden,
dennoch weder der, welcher schon zum Theil erfüllt, noch der, welcher diese Erfüllung
angenommen hat, wider den Willen des andern zurücktreten.

§. 216. In allen Fällen geht das Eigenthum der Draufgabe, mit allen seinen Wirkungen,
sogleich auf den Empfänger über.

b) wenn sie keine Wandelpön ist.
§. 217. Ist von einer eigentlichen Draufgabe, die nicht als Wandelpön gegeben worden, die



Rede, und der Vertrag geht durch die Schuld des Empfängers zurück, so hat der Geber die
Wahl: ob er, außer der übrigen ihm zukommenden Entschädigung, die Draufgabe in Natur, so
wie sie ist, zurücknehmen, oder den Werth, welchen sie zur Zeit der Uebergabe hatte, fordern
wolle.

§. 218. Geht der Vertrag durch die Schuld des Gebers zurück, so verliert derselbe die
Draufgabe.

§. 219. Doch muß ihm deren Werth auf die dem Empfänger noch etwa außerdem zu leistende
Entschädigung zu gute gerechnet werden.

§. 220. Wird der Vertrag ohne besondres Verschulden eines oder des andern Theils
rückgängig, so muß die Draufgabe, so wie sie alsdann ist, zurückgegeben und genommen
werden.

§. 221. Ein Gleiches findet statt, wenn der Vertrag durch wechselseitige Einwilligung beyder
Theile wieder aufgehoben wird, oder wegen Mangels der rechtlichen Erfordernisse nicht
bestehen kann.

§. 222. Ist in diesen Fällen (§. 220. 221.) die Draufgabe nicht mehr vorhanden, so muß der
Werth derselben, wie er zur Zeit des Empfangs gewesen ist, erstattet werden.

§. 223. Liegt der Mangel bloß in der Unterlassung der schriftlichen Abfassung, so hat es bey
den Vorschriften §. 156. sqq. sein Bewenden.

§. 224. Hat jemand von einer Person, welcher die Gesetze die Fähigkeit, einen solchen
Vertrag zu schließen, versagen, eine Draufgabe angenommen, so findet, zum Vortheil des
Gebers, die Vorschrift des §. 217. Anwendung.

§. 225. In allen Fällen, wo von Erstattung einer Draufgabe, die in Gelde oder andern
verbrauchbaren Sachen besteht, die Rede ist, muß statt der Rückgabe in Natur, eben so viel
von derselben Art zurückgegeben werden.

VI. Nebenbestimmungen bey Verträgen
1.) Bedingung, Zweck, Bewegungsgrund.
§. 226. Die Contrahenten können die Rechte, welche sie einander einräumen, durch
Beyfügung von Bedingungen, Zwecken, Bewegungsgründen, oder sonst, sowohl in dem
Haupt- als in Nebenverträgen, nach Gutfinden bestimmen, erweitern, oder einschränken. (Tit.
IV. §. 99. sqq.)

§. 227. Unerlaubte Bedingungen, welche nach den Gesetzen bey Willenserklärungen
überhaupt nicht statt finden, entkräften einen jeden Vertrag, welchem sie beygefügt worden.
(Tit. IV. §. 137.)

§. 228. Ist nicht der Hauptvertrag selbst, sondern nur eine gewisse Nebenbestimmung oder
Abrede an eine solche unerlaubte Bedingung gebunden, so wird auch nur diese dadurch
entkräftet.

§. 229. Daß ein Vertrag unter besondern Bedingungen geschlossen worden, wird, auch bey
mündlichen gültigen Verträgen, nicht vermuthet.

2.) Zeit.
§. 230. Ist die Zeit der Erfüllung in dem Vertrage nicht bestimmt, so tritt, bey entstehendem
Zweifel, die richterliche Bestimmung ein.

§. 23l. Dabey muß der Richter auf die wahrscheinliche Absicht der Parteyen bey dem
Geschäfte; auf den Zweck, wozu der, dem etwas geleistet werden soll, sich solches
vorbedungen hat; und auf die übrigen bey Schliessung des Vertrags vorgewalteten Umstände
Rücksicht nehmen.



§. 232. Niemand kann die Erfüllung eines ohne nähere Zeitbestimmung geschloßnen lästigen
Vertrages eher fordern, als bis er selbst, den Vertrag von seiner Seite zu erfüllen, bereit und
im Stande ist.

§. 233. Bey einem bloßen wohlthätigen Vertrage hängt die unbestimmt gebliebene Zeit der
Erfüllung von dem Verpflichteten ab, so weit nur durch den Verzug das dem andern
eingeräumte Recht nicht wieder vereitelt wird.

§. 234. Bey einem Vertrage, zu dessen Erfüllung besondre Kunst- oder Sachkenntniß gehört,
muß die ermangelnde Zeitbestimmung von dem Richter nach dem Gutachten der
Sachverständigen ergänzt werden.

§. 235. Ist durch unbestimmte Ausdrücke eine nahe Zeit der Erfüllung angedeutet worden, so
kann letztere zu jeder Zeit gefordert werden.

§. 236. Ist die Erfüllung in unbestimmten Ausdrücken, nach Möglichkeit, oder nach
Gelegenheit versprochen worden, und die Verbindlichkeit entsteht an sich nicht aus dem
Vertrage allein, sondern es war schon vor dem Vertrage ein rechtlicher Grund dazu
vorhanden, so tritt, der zweifelhaften Ausdrücke ungeachtet, dennoch die richterliche
Bestimmung nach obigen Vorschriften (§. 230-234.) ein.

§. 237. Ist aber die Verbindlichkeit an sich bloß durch den Vertrag erst begründet worden, und
in diesem die Erfüllung in dergleichen unbestimmten Ausdrücken versprochen, so hängt die
Zeit derselben von der Bestimmung des Verpflichteten lediglich ab.

§. 238. In diesem letztern Falle, ingleichen, wenn die Zeit der Erfüllung der Willkühr des
Verpflichteten ausdrücklich überlassen ist, findet die Anstellung einer Klage darauf erst nach
dem Tode des Verpflichteten statt.

§. 239. Inzwischen darf der Verpflichtete nichts vornehmen, was dahin abzielt, die Erfüllung
des Vertrages unmöglich zu machen.

§. 240. Kann der Vertrag, vermöge der Natur des Gegenstandes, nach dem Tode des
Verpflichteten nicht mehr erfüllt werden, so verliert derselbe durch das vor der Erfüllung
erfolgende Absterben des Verpflichteten seine Kraft.

§. 241. Vor Ablauf des im Vertrage bestimmten Zeitraums kann, wider den Willen eines oder
des andern Theils, die Erfüllung weder gefordert, noch geleistet werden.

§. 242. Werden Vertrag, ohne des Andern Genehmigung, vor der bestimmten Zeit erfüllt,
haftet, bis zum Ablauf des Termins, für alle die Sache treffenden Zufälle.

§. 243. Eine zu früh geleistete Handlung wird für nicht geleistet angesehen, und muß zur
bestimmten Zeit wiederholt, oder wenn dieses nicht geschehen kann, der Berechtigte schadlos
gehalten werden.

§. 244. In so fern jedoch der Berechtigte aus der zu früh geleisteten Handlung Vortheile
gezogen hat, muß er sich dieselben auf die Erfüllung oder auf die ihm zukommende
Entschädigung anrechnen lassen.

§. 245. Ueberhaupt kann der Berechtigte, welcher die Erfüllung ohne Vorbehalt angenommen
hat, sich des Emwands, daß sie zu früh geleistet worden, in der Folge nicht mehr bedienen.

§. 246. Der Verpflichtete, welcher die Erfüllung vor Ablauf des bestimmten Termins
freywillig geleistet hat, kann dieselbe unter dem Vorwande, daß sie zu früh geleistet worden,
nicht zurücknehmen.

3.) Ort.
§. 247. Die im Vertrage ermangelnde Bestimmung des Orts der Erfüllung muß bey



entstehendem Streite von dem Richter nach der Natur des Geschäfts, und der deutlich
erhellenden Absicht der Contrahenten, ergänzt werden.

§. 248. Kann der Streit nach dieser Regel nicht entschieden, und soll nach dem Vertrage etwas
gegeben werden, so muß die Ablieferung an dem Orte, wo der Berechtigte zur Zeit des
geschlossenen Vertrags gewohnt hat, erfolgen.

§. 249. Bey blos wohlthätigen Verträgen aber kann der Berechtigte die Erfüllung nur da, wo
der Verpflichtete sich aufhält, fordern.

§. 250. Ist bloß von einer zu leistenden Handlung die Rede, so wird im Mangel anderer
Bestimmungen der Ort, wo der Verpflichtete zur Zeit des geschlossenen Vertrags gewohnt
hat, für den Ort der Erfüllung angesehn.

§. 251. Wenn mehrere Oerter zur Erfüllung bestimmt sind, so hat im zweifelhaften Falle der
Verpflichtete die Wahl, an welchem derselben er erfüllen wolle.

VII. Auslegungsregeln.
§. 252. Die bey Willenserklärungen überhaupt vorgeschriebenen Auslegungsregeln gelten
auch bey Verträgen. (Tit. IV. §. 65-74.)

§. 253. Im zweifelhaften Falle ist mehr auf das zu sehen, was der Verpflichtete versprochen,
als was der Berechtigte angenommen hat.

§. 254. Wenn nach gepflogenen Traktaten und verschiedenen wechselseitig abgegebenen
Erklärungen ein Vertrag unter Abwesenden würklich zu Stande gekommen, gleichwohl aber
es zweifelhaft ist, nach welcher der verschiedenen Erklärungen der Vertrag eigentlich
geschlossen sey, so muß auf diejenige, durch die derselbe seine Vollendung zuerst erhalten
hat, Rücksicht genommen werden (§. 79.)

§. 255. Ist nicht auszumitteln, welches die frühere Erklärung sey, so ist der Vertrag nach dem
mindern Gebot desjenigen, bey dessen Verbindlichkeit der Zweifel obwaltet, für
abgeschlossen zu achten.

§. 256. Ist ein Contrakt nach Maaß und Gewicht geschlossen, so wird vermuthet, daß
dasjenige gemeynt sey, welches an dem Orte, wo die Uebergabe geschehen soll, eingeführt ist.

§. 257. Ist bey einer Geldsumme die Münzsorte nicht ausgedrückt, so wird im zweifelhaften
Falle die an dem Orte, wo die Zahlung geschehen soll, gangbare Münzsorte verstanden.

§. 258. Ueberhaupt aber ist anzunehmen, daß dergleichen Vertrag auf Silbercourant
geschlossen worden.

§. 259. Nur in Fällen, wo es keines schriftlichen Contrakts bedarf, ist der Beweis, daß eine
andere Münzsorte verabredet worden, zuläßig.

§. 260. Wenn die Absicht, freygebig zu seyn, nicht klar ist, so wird vorausgesetzt, daß keiner
mehr habe geben, oder leisten wollen, als ihm von dem andern Theile vergütet worden.

§. 261. Wenn ein Contrahent alle Gefahr und Schäden übernommen hat, so sind auch die
ungewöhnlichsten Zufälle darunter zu verstehen.

§. 262. Wenn ein jüngerer Vertrag sich auf einen älteren bezieht, so ist anzunehmen, daß
letzterer nur in den durch den Jüngern Vertrag klar bestimmten Stücken hat abgeändert
werden sollen.

§. 263. Undeutliche Stellen eines ausgefertigten Contracts müssen nach dem deutlichen
Inhalte der vorhergegangenen Punctation erklärt werden.

§. 264. Ist aber eine in der Punctation enthaltene Verabredung, in dem hiernächst
ausgefertigten förmlichen Contracte deutlich geändert, so gilt nur das, was in dem Contracte
enthalten ist.



§. 265. Sind Verabredungen, die in der Punctation enthalten waren, in dem förmlichen
Contracte ganz übergangen worden, so werden sie für aufgehoben geachtet.

§. 266. Kann ein Vertrag nach vorstehenden Regeln nicht erklärt werden, so ist derselbe gegen
den auszulegen, der in seiner Willensäußerung zweydeutiger eines verschiedenen Sinnes
fähiger Ausdrücke sich bedient hat.

§. 267. Besonders ist die Auslegung gegen den zu machen, welcher ungewöhnliche Vortheile
begehrt, die in Verträgen dieser Art nicht eingeräumt zu werden pflegen.

§. 268. Wenn alle übrige Auslegungsregeln nicht zutreffen, so muß die zweifelhafte Stelle so
erklärt werden, wie es dem Verpflichteten am wenigsten lästig ist.

§. 269. Bloß wohlthätige Verträge sind, im zweifelhaften Falle, allemal zur Erleichterung des
Verpflichteten auszudeuten.

VIII. Erfüllung der Verträge.
§. 270. In der Regel müssen die Verträge nach ihrem ganzen Inhalt erfüllt werden.

§. 271. Wer die Erfüllung eines Vertrags fordert, muß nachweisen, daß er demselben von
seiner Seite eine Genüge geleistet habe, oder warum er dazu erst in der Folge verbunden sey.

§. 272. In wie fern der, welcher auf Erfüllung anträgt, inzwischen für das, was er leisten soll,
Sicherheit bestellen, oder das, was er zu geben hat, gerichtlich niederlegen müsse, ist nach
dem Inhalte des Vertrags, und nach den übrigen Umständen der Sache und Person zu
beurtheilen.

§. 273. Ist eine durchaus bestimmte Sache (Individuum) versprochen worden, so kann, statt
derselben, dem, welcher sie zu fordern hat, keine andere aufgedrungen werden.

§. 274. Ist nur eine aus mehrern bestimmten Sachen versprochen worden, so hat in der Regel
der Verpflichtete die Wahl, welche er geben wolle.

§. 275. Ist eine bloß nach ihrer allgemeinen Gattung bezeichnete Sache (Genus) versprochen
worden, so muß eine Sache von mittlerer Art und Güte gegeben werden.

§. 276. Wer eine Handlung zu leisten schuldig ist, kann dazu durch gerichtliche Zwangsmittel,
nach Vorschrift der Prozeßordnung angehalten werden.

Versehen.
§. 277. Wer bey Erfüllung eines Vertrages ein grobes Versehen sich zu Schulden kommen
läßt, ist in allen Fällen zum Schadensersatz verbunden.

§. 278. Haben beyde Theile unmittelbar aus dem Vertrage selbst Vortheile zu erwarten, so
sind beyde auch aus einem mäßigen Versehen welchselseitig verpflichtet.

§. 279. Hat nur Ein Theil aus dem Vertrage selbst Vortheil zu erwarten, so ist er auch für ein
geringes Versehen zu haften schuldig.

§. 280. Wer aus dem Vertrage gar keinen unmittelbaren Nutzen zu hoffen hat, bleibt nur für
sein grobes Versehen verantwortlich.

§. 281. Wer eine Handlung übernommen hat, welche besondre Sach- oder Kunstkenntnisse
voraussetzt, muß bey Erfüllung der übernommenen Verbindlichkeit auch das geringste
Versehen vertreten.

§. 282. In wie fern diese Regeln bey einzelnen Verträgen Ausnahmen leiden, ist gehörigen
Orts festgesetzt.

§. 283. Auch steht den Contrahenten frey, die Grade des Versehens, zu welchem sie sich
gegenseitig verpflichten wollen, in dem Vertrage anders zu bestimmen.



§. 284. Was wegen des bey Erfüllung des Vertrages zu vertretenden Grades der Schuld
Rechtens ist, gilt auch auf den Fall, wenn einer der Contrahenten bey Abschließung des
Vertrags die ihm obliegenden Pflichten vernachläßigt hat.

Interesse.
§. 285. Wer bey Abschließung oder Erfüllung des Vertrags seine Pflichten vorsetzlich, oder
aus grobem Versehen, verletzt hat, muß dem Andern sein ganzes Interesse vergüten.

§. 286. Aller Nachtheil, welcher für jemand daraus entstanden ist, daß der Andere seinen
Pflichten gegen ihn nicht nachgekommen, wird unter dem Interesse begriffen.

§. 287. Es wird also bey Bestimmung des Interesse nicht bloß auf den wirklichen Schaden,
sondern auch auf den durch Nichterfüllung des Contracts entgangenen Vortheil Rücksicht
genommen. (Tit. VI. §. 5. 6.)

§. 288. Im Fall eines mäßigen oder geringen Versehens darf in der Regel nur der wirkliche
Schaden ersetzt werden.

§. 289. Doch müssen Kunst- und Sachverständige auch alsdann das volle Interesse vergüten.

§. 290. Wer gewarnt worden, daß von seiner übernommenen Handlung besondere und
ungewöhnliche Vortheile für den Andern abhängen, wird in Ansehung der zu leistenden
Vertretung, einem Kunst- und Sachverständigen gleich geachtet.

§. 291. Wenn jemand eine Handlung, zu deren Unterlassung er ausdrücklich verpflichtet
worden, dennoch begeht, so muß er dem Andern für das ganze Interesse haften.

Conventionalstrafen.
§. 292. Das Interesse, welches ein Contrahent dem andern bey nicht gehörig geleisteter
Erfüllung des Vertrags zu vergüten hat, kann durch Verabredung einer Strafe im voraus
bestimmt werden.

§. 293. Wo dergleichen Strafe festgesetzt worden, da findet die Forderung eines höheren
Interesse nicht statt.

§. 294. Ist aber die Strafe nur auf eine gewisse Art des Schadens, welcher aus der
Nichterfüllung des Vertrags entsteht, gerichtet, so bleibt es in Ansehung anderer Arten und
Fälle bey den Vorschriften der Gesetze.

§. 295. War die Strafe nur auf die Zögerung in der Erfüllung gesetzt, so ist der andere Theil
bey seinem Anspruch auf dasjenige Interesse, welches aus der gänzlichen Nichterfüllung
entsteht, an diese Bestimmung nicht gebunden.

§. 296. War hingegen die Strafe auf die gänzliche Nichterfüllung gesetzt, so darf in Fällen, wo
nur ein Theil des Vertrags unerfüllt geblieben, oder nur in der Art, der Zeit, oder dem Orte der
Erfüllung gefehlt ist, nicht die Strafe, sondern nur das erweisliche Interesse geleistet werden.

§. 297. Zu körperlichen, die Freyheit, oder die Ehre verletzenden Strafen kann niemand durch
Verträge sich verpflichten.

§. 298. Ist eine Handlung zur Strafe gesetzt, welche selbst kein Gegenstand eines Vertrags
seyn kann, so ist die Verabredung, in so fern sie die Strafe betrift, nichtig.

§. 299. Wie viel bey Anlehnen Conventionalstrafe vor bedungen werden dürfe, ist gehörigen
Orts bestimmt. (Tit. XI. §. 825.)

§. 300. Bey andern Verträgen hängt zwar die Bestimmung der Strafe von der Verabredung der
Parteyen ab.

§. 301. Wird jedoch dadurch der doppelte Betrag des wirklich auszumittelnden Interesse
überstiegen, so muß der Richter die Strafe bis auf diesen doppelten Betrag ermäßigen.



§. 302. Ist das Interesse gar keiner Schätzung fähig, so hat es bey dem verabredeten Betrage
der Strafe lediglich sein Bewenden.

§. 303. Ein Gleiches findet statt, wenn die Strafe zur Verhütung eines Verbrechens, woraus
dem andern Theile ein besonderer Nachtheil entstehen könnte, verabredet worden.

§. 304. Auf den Fall der nicht gehörig entrichteten Strafe darf weder eine fernere
Conventionalstrafe festgesetzt, noch Verzinsung vorbedungen werden.

§. 305. Wenn nicht ein Andres verabredet worden, ist die Strafe verfallen, so bald der
Verpflichtete sich einer Zögerung schuldig macht.

§. 306. Ist die Strafe einmal verwirkt, so kann sie durch spätere Erfüllung des Vertrags nicht
mehr abgewendet werden.

§. 307. Hat jedoch der Andre die nachherige Erfüllung ganz oder zum Theil ohne Vorbehalt
angenommen, so kann er auf die Conventionalstrafe nicht ferner antragen.

§. 308. Soll die verabredete Conventionalstrafe einem Dritten zufallen, so hat dieser nicht eher
ein Recht, sie zu fordern, als bis der Contrahent, zu dessen Sicherheit sie bedungen worden,
auf deren Entrichtung anträgt.

§. 309. Der Dritte selbst kann also auf Erlegung der Conventionalstrafe, auch wenn er sie
acceptirt hätte, niemals klagen.

§. 310. In allen Fällen, wo auf Erfüllung des Vertrags nicht geklagt werden kann, findet auch
die Forderung einer Conventionalstrafe nicht statt.

§. 311. Dagegen befreyt die Erlegung der Strafe keineswegs von der Erfüllung des Vertrags.

§. 312. Ist aber ausdrücklich verabredet, daß der Verpflichtete durch Erlegung der Strafe von
seiner Verbindlichkeit frey werden solle, so ist die Strafe für eine Wandelpön zu achten.

§. 313. Auch eine solche Strafe, wodurch das Interesse des andern Theils, auf den Fall, wenn
der Vertrag ganz rückgängig werden sollte, bestimmt wird, ist, wenn nicht ein andres aus der
Verabredung selbst hervorgeht, für eine Wandelpön anzusehn.

§. 314. Ist eine Wandelpön verabredet, so hat der Verpflichtete die Wahl: ob er den Vertrag
erfüllen oder die Strafe entrichten wolle.

§. 315. Wer mit der Erfüllung schon den Anfang gemacht hat, kann wider den Willen des
Andern auch gegen Erlegung der Strafe nicht mehr zurücktreten.

§. 316. Wer sich einmal schriftlich erklärt hat, statt der Erfüllung des Vertrags, die Wandelpön
zu erlegen, kann sich wider den Willen des Andern zur Erfüllung nicht mehr erbieten.

Gewährsleistung.
§. 317. Auch die Leistung der Gewähr gehört zur Erfüllung eines Vertrags.

§. 318. Bey allen lästigen Verträgen, wo nicht besondere Gesetze oder ausdrückliche
Verabredungen ein Anderes mit sich bringen, muß ein Theil dem andern dafür haften, daß
sich derselbe der gegebnen Sache, nach der Natur und dem Inhalt des Vertrags, bedienen
könne.

a) wegen fehlender Eigenschaften überhaupt.
§. 319. Er muß die bey der Sache gewöhnlich vorausgesetzten, und die im Contract
ausdrücklich vorbedungenen Eigenschaften vertreten.

§. 320. Liegt an dem Geber die Schuld, daß sich der Empfänger der gegebnen Sache, nach der
Natur und dem Inhalte des Vertrags, nicht bedienen kann, so muß er den Empfänger schadlos
halten. (§. 285-291)



§. 321. Ist die Unmöglichkeit, sich der Sache solchergestalt zu bedienen, durch eignes auch
nur geringes Versehen des Empfängers entstanden, so kann derselbe von dem Geber keine
Vertretung fordern.

§. 322. Ein Gleiches findet in der Regel auch alsdann statt, wenn die Unmöglichkeit nach
erfolgter Uebergabe durch einen bloßen Zufall, oder durch unabwendbare Gewalt und
Uebermacht entstanden ist. (Tit. XXI.)

b) wegen der Ansprüche eines Dritten.
§. 323. Auch wegen der Ansprüche eines Dritten auf die vermöge des Vertrags gegebne Sache
muß der Geber nach §. 320. Vertretung leisten, in so fern der Empfänger dadurch sich der
Sache nach der Natur und dem Inhalte des Vertrags zu bedienen gehindert wird.

§. 324. Nähere Bestimmungen darüber sind bey den verschiedenen Arten der Verträge
festgesetzt.

c) wegen fehlender vorbedungner Eigenschaften.
§. 325. Fehlen der Sache ausdrücklich vorbedungne Eigenschaften, so ist der Empfänger auf
die Gewährung derselben anzutragen berechtigt.

§. 326. Kann der Geber die fehlende Eigenschaft nicht gewähren, so kann der Uebernehmer
von dem Contracte wieder abgehn.

§. 327. Er muß aber alsdann die Sache in dem Stande, in welchem er sie empfangen hat,
zurückgeben.

§. 328. Kann oder will er dieses nicht, so hat es bey dem Contract sein Bewenden, und der
Empfänger kann von dem Geber nur so viel an Vergütung fordern, als die Sache wegen der
fehlenden Eigenschaft weniger werth ist.

d) wegen fehlender gewöhnlich vorausgesetzter Eigenschaften.
§. 329. Fehlen der Sache solche Eigenschaften, die dabey gewöhnlich vorausgesetzt werden,
so finden die Vorschriften des vierten Titels §. 81. 82. Anwendung.

§. 330. Ist also der Fehler in die Augen fallend, und der Empfänger hat die Sache, ohne
denselben ausdrücklich zu rügen, übernommen, so kann er weder vom Vertrage zurücktreten,
noch Vergütung fordern.

§. 331. Ist aber der Fehler nicht in die Augen fallend, so findet alles statt, was von dem
Mangel einer solchen Eigenschaft, deren Gewährung ausdrücklich versprochen worden, §.
325-328. vorgeschrieben ist.

§. 332. Wenn nicht erhellet, daß der Fehler der Sache schon bey der Uebernehmung derselben
vorhanden gewesen, so wird angenommen, daß er erst nach dieser Zeit entstanden sey.

e) wegen der Sache anklebender Lasten.
§. 333. Wegen solcher Lasten, die einer Sache derselben Art gewöhnlich ankleben, findet in
der Regel keine Vertretung statt.

§. 334. Ist jedoch die Freyheit von einer gewissen Last ausdrücklich vorbedungen worden, und
es findet sich, daß die Sache dennoch damit behaftet sey, so gelten alle Vorschriften, welche
für den Fall, wenn eine ausdrücklich zu gewähren versprochne Eigenschaft ermangelt, §. 325-
328. ertheilt worden.

§. 335. Ist die Sache mit einer für Sachen derselben Art ungewöhnlichen Last behaftet, so
finden die wegen des Mangels einer gewöhnlich vorausgesetzten Eigenschaft §. 329. 330.
331. gegebnen Vorschriften Anwendung.

§. 336. Nähere Bestimmungen deshalb sind bey den verschiednen Arten der Verträge



festgesetzt.

§. 337. In allen Fällen, wo der Uebernehmer einer Sache dieselbe wegen fehlerhafter
Beschaffenheit zurückgiebt, ist er wegen der genoßnen Früchte, wegen Verbesserungen und
Verschlimmerungen, auch sonst überall, als ein redlicher Besitzer anzusehen. (Tit. VII. §. 188.
sqq.)

§. 338. Doch darf auch ein solcher Uebernehmer sich mit dem Schaden des Andern nicht
bereichern.

f) bey einem Inbegrif von Sachen.
§. 339. Ist der Vertrag über einen Inbegriff von Sachen geschlossen worden, so kann wegen
der Fehler einzelner Stücke davon nicht wieder abgegangen werden.

§. 340. Ist aber ein oder andres einzelnes Stück dergestalt fehlerhaft, daß dadurch der
vertragsmäßige Gebrauch eines solchen Stücks gänzlich verhindert wird, so kann dafür
Schadloshaltung gefordert werden.

§. 341. Sind die Fehler einzelner Stücke so beschaffen, daß dadurch der vertragsmäßige
Gebrauch des ganzen Inbegriffs vereitelt wird, so kann der Uebernehmer von dem Vertrage
wieder abgehn.

§. 342. Ist zwar über mehrere Stücke zusammen, aber nicht ausdrücklich als über einen
Inbegriff contrahirt worden, so finden in Ansehung jedes einzelnen Stückes die obigen
Vorschriften §. 317. sqq. Anwendung.

Zeit, binnen welcher die Gewährleistung gefordert werden muß.
§. 343. Die Rechte, welche dem Uebernehmer einer Sache wegen natürlicher die Sache selbst
betreffender Fehler zukommen, muß derselbe, bey Landgütern innerhalb Dreyer Jahre, bey
städtischen Grundstücken innerhalb Eines Jahres, bey beweglichen Sachen aber innerhalb
Sechs Monathe, nach dem Empfang der Sache, ausüben.

§. 344. Wegen solcher Mängel hingegen, welche nicht die Sache selbst, sondern nur äußere
Eigenschaften, Befugnisse oder Lasten derselben betreffen, muß der Uebernehmer seine
Rechte bey Landgütern innerhalb Eines Jahres, bey städtischen Grundstücken innerhalb Sechs,
und bey beweglichen Sachen innerhalb Dreyer Monathe, nach der von dem Mangel erlangten
Kenntniß, geltend machen.

§. 345. Läßt der Uebernehmer diese Fristen verstreichen, ohne die Klage wider den Geber
gerichtlich anzumelden, so geht sein Recht verloren.

Gewährsleistung bey gewagten Verträgen.
§. 346. In so weit als ein künftiges Ungewisses Ereigniß der Gegenstand des Vertrags ist,
findet dabey der Einwand der Verletzung wegen fehlerhafter Beschaffenheit der künftigen
Sache nicht statt.

§. 347. Ist aber eine gewisse Beschaffenheit ausdrücklich vorbedungen worden, so muß
dieselbe gewährt oder vertreten werden.

§. 348. Der Gewährsleistung können die Parteyen überhaupt gültig entsagen.

IX. Aufhebung der Verträge.
§. 349. Jeder Betrug, wodurch jemand zur Errichtung eines Contrakts verleitet worden,
berechtigt den Betrognen, davon wieder abzugehen.

1) Wegen Betrugs.
§. 350. Er kann aber auch bey dem Vertrage stehen bleiben, und nur den Ersatz des durch den



Betrug ihm verursachten Schadens fordern.

§. 351. Will er letzteres, so muß ihm der Betrüger das ganze Interesse vergüten. (§. 286. 287.)

§. 352. Will er aber von dem Vertrage abgehen, so muß ihm der Betrüger alles, was ihm auf
Rechnung des Vertrags gegeben oder geleistet worden, ersetzen, und alle davon gezognen
Nutzungen herausgeben.

§. 353. Auch wegen Verbesserungen, Verschlimmerungen, und sonst, wird der Betrüger als
ein unredlicher Besitzer angesehen. (Tit. VII. §. 222. sqq.)

§. 354. Der Betrogene hingegen darf das, was ihm auf Rechnung des Vertrags gegeben
worden, nur in dem Stande, in welchem es sich alsdann befindet, zurückliefern.

§. 355. Bey dieser Rücklieferung hat er alle Rechte und Pflichten eines redlichen Besitzers.
(Tit. VII. §. 188. sqq.)

§. 356. Doch bleibt auch der Betrogne dem Betrüger für das, was er auf Rechnung des
Vertrags erhalten, oder genossen hat, in so weit verhaftet, als es in seinen Nutzen wirklich
verwendet worden. (Tit. XIII. Sect. III.)

§. 357. Sind von beyden Seiten Betrügereien vorgefallen, so besteht der Vertrag, und keiner
von beyden kann gegen den Andern auf Entschädigung klagen.

§. 358. Ist der Vertrag zwar nicht durch Betrug veranlaßt, aber doch der eine Theil dabey von
dem andern zu einem solchem Irrthum, welcher die Willenserklärung gänzlich entkräftet, (Tit.
IV. §. 75. sqq.) betrüglich verleitet worden, so finden die obigen Vorschriften (§. 349-356.)
ebenfalls Anwendung.

§. 359. Ist hingegen der Irrthum, wozu der Betrogne verleitet worden, nicht so beschaffen, daß
dadurch die Willenserklärung wegen des Hauptgeschäftes entkräftet werden kann, so ist
dennoch der Betrüger zur vollständigen Schadloshaltung verpflichtet. (§. 286. 287.)

2) wegen Unmöglichkeit der Erfüllung.
§. 360. Kann der Versprechende durch eigne Schuld dem Andern das Versprochene nicht
geben oder leisten, so muß er für das Interesse nach Verhältniß seiner eintretenden
Verschuldung haften. (§. 277. sqq.)

§. 361. Hat ihm aber der Andre die Erfüllung seines Versprechens selbst unmöglich gemacht,
so wird er von seiner Verbindlichkeit frey, und kann seines Orts Entschädigung fordern.

§. 362. Fällt beyden Theilen bey der eingetretnen Unmöglichkeit ein gleicher Grad der
Verschuldung zur Last, so muß jeder dem Andern den unmittelbar daraus entstehenden
Schaden ersetzen.

§. 363. Wegen des mittelbaren Schadens aber findet gegenseitig kein Anspruch statt.

§. 364. Entsteht die Unmöglichkeit, den geschloßnen Vertrag zu erfüllen, durch einen Zufall,
oder durch unabwendbare Gewalt und Uebermacht, so wird der Vertrag für aufgehoben
angesehn.

§. 365. Alsdann muß jeder Theil dasjenige, was ihm von dem andern in Erwartung der
gegenseitigen Erfüllung gegeben oder geleistet worden, zurückgeben oder vergüten.

§. 366. Dabey ist der Zurückgebende als ein redlicher Besitzer anzusehn.

§. 367. Doch kann kein Theil durch einen solchen Zufall mit dem Schaden des Andern etwas
gewinnen.

§. 368. Der also, welcher die Sache zurückgiebt, muß dem Andern so viel vergüten, als er
daraus in seinen Nutzen wirklich verwendet hat.

§. 369. Ist zwar nicht die Erfüllung des Vertrags, aber doch die darin bestimmte Art der



Erfüllung unmöglich, und diese Unmöglichkeit ist durch die Schuld des Verpflichteten, oder
durch einen in dessen Person sich ereigneten Zufall entstanden; so ist der Berechtigte eine
andere Erfüllungsart zu wählen befugt.

§. 370. Kann die bestimmte Erfüllungsart durch die Schuld des Berechtigten, oder wegen
eines in dessen Person sich ereigneten Zufalls, nicht statt finden, so steht die Wahl einer
anderweitigen Erfüüungsart dem Verpflichteten zu.

§. 371. In beyden Fällen muß der, an welchem es liegt, daß die Erfüllung auf die bestimmte
Art nicht erfolgen kann, den Andern wegen des aus der Veränderung entstehenden Nachtheils
schadlos halten.

§. 372. Doch kann kein Theil durch diese Veränderung sich mit dem Schaden des Andern
einen Vortheil verschaffen, welchen er, wenn der Vertrag auf die bestimmte Art erfüllt
worden wäre, nicht erhalten haben würde.

§. 373. Entsteht die Unmöglichkeit der im Vertrage bestimmten Erfüllungsart durch einen
bloßen Zufall, so finden die auf den Fall einer Unmöglichkeit der Erfüllung überhaupt
gegebene Vorschriften §. 364- 368. Anwendung.

§. 374. Ist die Erfüllungsart durch eingetretene Umstände nicht unmöglich gemacht, sondern
bloß erschwert worden, so kann dieses den Verpflichteten von seiner Schuldigkeit nicht
befreyen.

§. 375. Ist aber durch eine zufällige Veränderung der Umstände die bestimmte Erfüllungsart
mit einer unvorhergesehenen Gefahr verbunden worden, so muß der Berechtigte, wenn er
dennoch auf dieser Erfüllungsart besteht, die Gefahr übernehmen.

§. 376. Doch kann der Verpflichtete zur Erfüllung auf die bestimmte Art gar nicht angehalten
werden, wenn damit eine wahrscheinliche Gefahr des Lebens, der Gesundheit, oder der
Freyheit für ihn verbunden seyn würde.

3) wegen veränderter Umstände.
§. 377. Außer dem Fall einer wirklichen Unmöglichkeit, kann wegen veränderter Umstände,
die Erfüllung eines Vertrags in der Regel nicht verweigert werden.

§. 378. Wird jedoch durch eine solche unvorhergesehene Veränderung die Erreichung des
ausdrücklich erklärten, oder aus der Natur des Geschäfts sich ergebenden Endzwecks beyder
Theile unmöglich gemacht, so kann jeder derselben von dem noch nicht erfüllten Vertrage
wieder abgehn.

§. 379. Ein Theil kann alsdann von dem andern nur in so fern Entschädigung fordern, als die
Veränderung der Umstände durch dessen freye Handlung bewirkt worden.

§. 380. Wird durch die Veränderung der Umstände nur der ausdrücklich erklärte oder sich von
selbst verstehende Zweck des einen Theils ganz vereitelt, so kann derselbe zwar von dem
Vertrage zurücktreten;

§. 381. Er muß aber, wenn die Veränderung in seiner Person sich ereignet hat, den Andern
vollständig entschädigen.

§. 382. Ist die Veränderung in der Person des Andern erfolgt, so kann in der Regel keiner von
beyden Theilen Entschädigung fordern.

§. 383. Doch muß der Zurücktretende diese Entschädigung leisten, wenn er selbst den Andern
in diese veränderten Umstände gesetzt hat.

§. 384. Dagegen kann der Zurücktretende Schadloshaltung verlangen, wenn der Andre die in
seiner Person sich zugetragene Veränderung durch seine eigene freye Handlung veranlaßt hat.

4) durch wechselseitige Einwilligung.



§. 385. Durch wechselseitige Einwilligung kann ein zwar schon geschlossener, aber noch
nicht erfüllter Vertrag wieder aufgehoben werden.

§. 386. Ist der Vertrag noch von keiner Seite erfüllt, und erfolgt weiter nichts, als daß beyde
Theile ihre Einwilligung, davon wieder abzugehen, äußern, so ist eine mündliche Erklärung
hinreichend.

§. 387. Doch muß die Cassation des über den Vertrag aufgenommenen schriftlichen
Instruments hinzukommen.

§. 388. Ist der Vertrag schon von einer Seite erfüllt, oder werden der Einwilligung in dessen
Aufhebung Bedingungen oder Nebenabreden hinzugefügt, so muß in so weit, als zur
Errichtung des Vertrags die schriftliche Abfassung nothwendig ist, auch die Aufhebung
desselben schriftlich erklärt werden.

§. 389. In so fern als ein Vertrag gerichtlich geschlossen werden muß, muß auch dessen
Aufhebung gerichtlich erfolgen.

§. 390. War der Vertrag in seinen wesentlichen Theilen von beyden Seiten schon erfüllt, so ist
dessen durch wechselseitigen Consens erfolgende Wiederaufhebung für einen neuen Vertrag
zu achten.

§. 391. So lange einem zum Besten eines Dritten geschlossenen Vertrage der Dritte selbst
noch nicht beygetreten ist, wird zur Wiederaufhebung des Vertrags die Einwilligung
desselben nicht erfordert. (§. 75. sqq.)

§. 392. Hat aber jemand durch seinen für einen Dritten, vermöge obhabender Pflichten, gültig
geschlossenen Vertrag demselben schon ein wirkliches Recht erworben, so kann er ihm dieses
Recht durch seinen Consens in die Wiederaufhebung des Vertrages nicht entziehn.

5) wegen Mangels der Erfüllung von der andern Seite.
§. 393. Die von der einen Seite geweigerte oder nicht gehörig geleistete Erfüllung des
Vertrags berechtigt den Andern in der Regel noch nicht, von dem Vertrage selbst wieder
abzugehn.

§. 394. Vielmehr steht ihm nur frey, den Gegentheil zu der versprochenen Erfüllung, und zu
der nach den Gesetzen ihm zukommenden Enschädigung, durch den Richter anzuhalten.

§. 395. Sind die Parteyen über den eigentlichen Sinn und Umfang der im Contrakt
übernommenen Verbindlichkeiten uneins, so muß der Streit durch den Richter entschieden,
und sodann die Erfüllung, dieser Entscheidung gemäß, geleistet und angenommen werden.

§. 396. Ist der Inhalt des Vertrags klar; der eine Theil aber weigert die Erfüllung seiner darin
übernommenen Verbindlichkeiten, aus dem Grunde, weil der andre die seinigen nicht gehörig
erfüllt habe, oder solchergestalt nicht erfüllen könne; so muß dieser Weigerungsgrund
gerichtlich untersucht werden.

§. 397. Wird derselbe rechtskräftig verworfen, so hat derjenige, welcher auf die Erfüllung
antrug, die Wahl: ob er nunmehr ferner darauf bestehn, und mit dem Ersatz des aus der
ungegründeten Weigerung entstandenen Schadens sich begnügen, oder von dem Vertrage
ganz zurücktreten wolle.

§. 398. Tritt er zurück, so muß derjenige, welcher die Erfüllung seiner contractmäßigen
Verbindlichkeit ohne rechtlichen Grund verweigert hat, außer dem Ersatz des durch seine
Weigerung entstandenen Schadens, auch noch alle Lasten eines unredlichen Besitzers, bey der
Rückgabe der auf Rechnung des Contrakts bereits empfangenen Sache, übernehmen.

§. 399. Wird aber die Weigerung desjenigen, der zur Erfüllung aufgefordert worden, durch ein
rechtskräftiges Urtel für erheblich geachtet, so hängt es von dem Weigernden ab, die
Erfüllung nur so, wie sie von dem Richter bestimmt worden, zu leisten, oder von dem



Vertrage ganz abzugehen.

§. 400. Wählt er den Rücktritt von dem Vertrage, so hat er, bey Zurückgabe der auf Rechnung
desselben bereits erhaltenen Sache, alle Rechte eines redlichen Besitzers.

§. 401. Uebrigens aber findet gegenseitig kein Anspruch auf Entschädigung statt.

§. 402. Werden die Ursachen, aus welchen ein Contrahent seine Verbindlichkeiten, nach dem
buchstäblichen Inhalt des Vertrages, zu erfüllen verweigert hat, zum Theil gegründet, zum
Theil aber ungegründet befunden, so kann in der Regel kein Theil zurücktreten.

§. 403. Doch kann der Richter, wenn er findet, daß bey den über die Erfüllung des Vertrags
entstandenen Weiterungen dem einen Theil ein Uebergewicht der Schuld zur Last falle, dem
andern die Befugniß zum Rücktritt vorbehalten.

§. 404. Ist bey der Untersuchung über den Grund oder Ungrund der Weigerung das Erkenntniß
erster Instanz zum Nachtheil des Weigernden ausgefallen, so kann der Andere, wenn er die
Erörterung in den folgenden Instanzen vermeiden will, von dem Vertrage sogleich
zurücktreten.

§. 405. Er kann aber alsdann keine besondere Schadloshaltung fordern, und der Weigernde
haftet bey der Rückgabe der auf Rechnung des Contrakts bereits erhaltenen Sache nur für die
Obliegenheiten eines redlichen Besitzers.

§. 406. Ist das Erkenntniß erster Instanz zum Vortheil des Weigernden ausgefallen, so kann
dieser, wenn er es auf die Erörterung der folgenden Instanzen nicht ankommen lassen will,
von dem Vertrage wieder abgehn.

§. 407. Er muß aber alsdann dem Andern nicht nur die auf Rechnung des Vertrags bereits
erhaltene Sache, sondern auch alle daraus wirklich gezogenen Nutzungen zurückgeben; und
hat bloß wegen der Verbesserungen und Verschlimmerungen die Befugnisse eines redlichen
Besitzers.

§. 408. Bey Verträgen, deren Hauptgegenstand Handlungen sind, kann derjenige, welcher
behauptet, daß der Andre die Erfüllung bisher nicht contraktmäßig geleistet habe, oder
solchergestalt nicht leisten könne, zwar sofort, auf seine Gefahr, von dem Vertrage wieder
abgehen;

§. 409. Er muß aber, wenn sich hiernächst bey der gerichtlichen Untersuchung findet, daß sein
Vorgeben ungegründet gewesen sey, den Gegentheil vollständig entschädigen.

§. 410. Wird hingegen das Vorgeben gegründet befunden, so muß der andere, außer der
erfolgenden Aufhebung des Vertrags, dem Abgehenden für allen aus seinem contraktwidrigen
Verhalten, bis zum Zeitpunct des erklärten Rücktritts, wirklich entstandenen Schaden gerecht
werden.

§. 411. Wegen Vergütung der auf Rechnung des Vertrages etwa schon geleisteten Handlungen
finden, je nachdem der Leistende zur Aufhebung des Contrakts Anlaß gegeben hat, oder nicht,
die Vorschriften §. 166. 167. Anwendung.

§. 412. Was bey verdungenen Werken und bey gedungenen Arbeitern Rechtens sey, ist
gehörigen Orts bestimmt. (Tit. XI. Sect. VIII.)

§. 413. In wie fern obige Vorschriften (§. 396. sqq. auch im kaufmännischen Verkehr statt
finden, sol unten näher verordnet werden. (Th. II. Tit. VIII.)

6) durch Erlaß, Vergleich u. s. w.
§. 414. Durch Erlaß, Vergleich und andere solche allgemeine Mittel, Verbindlichkeiten zu
ändern oder zu tilgen, werden auch diejenigen aufgehoben, welche aus Verträgen entsprungen
sind. (Tit. XVI.)



7) durch den Tod.
§. 415. Die Rechte und Pflichten aus Verträgen werden durch den Tod des einen oder des
andern Contrahenten in der Regel nicht geändert, sondern gehen auf die Erben über.

§. 416. War jedoch der Gegenstand des Vertrags eine Handlung, bey welcher es auf besondere
Fähigkeiten und Verhältnisse des Verpflichteten ankam, und dieser ist vor der Erfüllung
gestorben, so ist der Vertrag selbst für aufgehoben zu achten.

§. 417. Hat der Verpflichtete auf Rechnung der übernommenen Handlung bereits etwas
erhalten, so müssen seine Erben solches zurückgeben.

§. 418. Hat der Verpflichtete die Erfüllung durch seine Schuld verzögert, so kann der
Berechtigte, wegen des durch Aufhebung des Vertrags ihm entstehenden Schadens, an seinen
Nachlaß sich halten.

§. 419. Bestand die Verbindlichkeit des Verpflichteten aus mehrern zusammengesetzten
Handlungen, und hat er vor seinem Absterben einen Theil der Erfüllung wirklich geleistet, so
fällt zwar dem ungeachtet die fernere Erfüllung des Vertrages durch seinen Tod hinweg;

§. 420. Die Erben können aber, für den oereits geleisteten Theil der Erfüllung, eine billige
Vergütung fordern.

§. 421. Diese Vergütung muß in der Regel nach Verhältniß dessen, was für die ganze Leistung
versprochen war, bestimmt werden.

§. 422. Findet sich hingegen, daß bey dieser Bestimmungsart der Berechtigte einen wirklichen
Schaden erleiden würde, so müssen die Erben des Verpflichteten mit einer Vergütung, nach
Verhältniß des dem Berechtigten aus der Handlung des Erblassers entstandenen Vortheils,
sich begnügen.

§. 423. Sind bey den Bedingungen eines lästigen Vertrages dem Erblasser, in Rücksicht seiner
persönlichen Eigenschaften, und eines darauf gegründeten besonderen Vertrauens, gewisse in
Geschäften dieser Art sonst nicht gewöhnliche Vortheile zugestanden worden, und fällt durch
seinen Tod der Grund dieses persönlichen Vertrauens weg; so müssen die Erben entweder
dieser Vortheile sich begeben, oder dafür, daß sie dem Vertrage eben so, wie es von dem
Erblasser zu erwarten war, ein Gnüge leisten werden, annehmliche Sicherheit bestellen.

X. Von Correalverträgen.
1) Bey mehrern Verpflichteten.
§. 424. Haben mehrere Personen zugleich sich einem Dritten in ein und eben demselben
Vertrage verpflichtet, so ist, wenn nicht das Gegentheil ausdrücklich verabredet worden,
anzunehmen, daß einer für alle, und alle für einen, dem Berechtigten für die Erfüllung haften.

§. 425. Wollen die mehrern Verpflichteten aus dem gemeinschaftlich geschlossenen Vertrage
solchergestalt nicht verhaftet seyn, so müssen sie sich darüber in dem Vertrage selbst deutlich
erklären.

§. 426. Ist in dem Vertrage selbst bestimmt: was und wie viel nur ein jeder der Verpflichteten
zu der übernommenen Verbindlichkeit beytragen solle, so hat es dabey lediglich sein
Bewenden.

§. 427. Fehlt diese Bestimmung, und es ist gleichwohl aus dem Vertrage klar, daß die mehrern
Verpflichteten nicht gemeinschaftlich haften sollen; so ist die Art und das Maaß des von
jedem zu leistenden Beytrags, nach dem Zweck seiner Theilnehmung an der übernommenen
Verbindlichkeit, so wie derselbe aus der Natur des Geschäfts, und seinem persönlichen Stand
oder Gewerbe sich ergiebt, zu beurtheilen.

§. 428. Kann auch hiernach der entstandene Streit nicht entschieden werden, so ist
anzunehmen, daß die sämmtlichen Verpflichteten dem Berechtigten zu gleichen Theilen



verhaftet sind.

§. 429. In allen Fällen, wo mehrere Verpflichtete dem Berechtigten jeder nur für seinen
Antheil haften (§. 425-428.), ist letzterer wegen des Antheils des einen sich an dem andern zu
halten nicht befugt. §. 430. Wenn aber die mehrern Verpflichteten dem Berechtigten einer für
alle, und alle für einen haften, so kann der Berechtigte, wegen seiner ganzen Forderung, an
welchen unter ihnen er will, sich halten. §. 431. Der in Anspruch genommene kann zwar seine
Mitverpflichteten zur gemeinschaftlichen Vertheidigung, oder Leistung der übernommenen
Verbindlichkeit auffordern;

§. 432. Durch diese Aufforderung aber darf der Berechtigte in Verfolgung seines Anspruchs
nicht aufgehalten werden.

§. 433. Wenn auch der Berechtigte einen oder alle Mitverpflichtete nur für ihren Antheil in
Anspruch genommen hat, so kann er doch davon wieder abgehn, und Einen unter ihnen auf
das Ganze belangen.
§. 434. Auch kann er, wegen der von einem Verpflichteten ganz oder zum Theil nicht zu
erhaltenden Zahlung, jeden der andern, welchen er will, so lange, bis er vollständig befriedigt
worden, in Anspruch nehmen.

§. 435. Was in Ansehung der schuldigen Sache oder Handlung von dem einen Verpflichteten
gethan worden, gereicht allen übrigen zum Vortheil.

§. 436. Ist dadurch der Anspruch des Berechtigten gegen alle Mitverpflichtete vermindert, so
kommt dieses demjenigen, der die Verminderung bewirkt hat, auch gegen die andern
Mitverpflichteten zu statten.

§. 437. Hat einer der Mitverpflichteten durch Vergleich, Urtel (!), oder auf andere Art,
Befreyung von der Schuld nur für seine Person erhalten, so können die übrigen davon gegen
den Berechtigten keinen Gebrauch machen.

§. 438. Die Handlung Eines Verpflichteten kann die Rechte der übrigen nicht schmälern.

§. 439. Ein Verpflichteter kann also auch durch seine Einwilligung die an eine gewisse Zeit
gebundenen Befugnisse des Berechtigten zwar gegen sich, nicht aber gegen die andern
Verpflichteten, zu deren Nachtheil, über die bestimmte Zeit, in der Regel, verlängern. (Th. II.
Tit. VIII. Sect. VIII.)

§. 440. Sobald jedoch der Berechtigte gegen einen Verpflichteten geklagt hat, wird sein Recht
zur Klage auch gegen die andern erhalten.

§. 441. Wird die Zeit zur Erfüllung des Vertrages auf das Ansuchen eines Verpflichteten
verlängert, so kommt diese Frist allen zu statten.

§. 442. Bloße Nachsicht aber gegen Einen Verpflichteten berechtigt die andern nicht, eine
gleiche Nachsicht zu fordern.

wegen des Regresses derselben unter einander.
§. 443. Wie weit ein Verpflichteter, der die Verbindlichkeit gegen den Berechtigten erfüllt hat,
sich an die übrigen halten könne, ist nach dem Inhalte des unter ihnen bestehenden Vertrags
zu beurtheilen.

§. 444. Ist kein solcher Vertrag vorhanden, so muß die unter ihnen bestehende Verbindlichkeit
nach ihren, in Ansehung des übernommenen Geschäfts oder des daraus gezogenen Vortheils,
obwaltenden besondern Verhältnissen beurtheilt werden.

§. 445. Kann auch hiernach die Entscheidung nicht erfolgen, so haften die Verpflichteten
unter sich zu gleichen Theilen.

§. 446. Wenn einer oder mehrere der gemeinschaftlich Verpflichteten Verträge zu schließen
unfähig sind, so müssen die übrigen deren Antheil unter einander übertragen.



§. 447. Ist einer, oder sind mehrere der Mitverpflichteten demjenigen, welcher den
Berechtigten für das Ganze befriedigt hat, ihre Antheile zu entrichten unvermögend, so muß
ein solcher ausfallender Antheil gleichergestalt von sämmtlichen Mitverpflichteten, mit
Inbegriff desjenigen, welcher die Zahlung an den Berechtigten geleistet hat, übertragen
werden.

§. 448. Außerdem aber kann ein Verpflichteter, wegen desjenigen, was er von einem seiner
Mitverpflichteten zu fordern hat, sich an die übrigen, im Mangel einer besondern
Verabredung, nicht halten.

§. 449. Geräth ein Mitverpflichteter in Umstände, welche sein künftiges Unvermögen, den
Vertrag zu erfüllen, wahrscheinlich machen, so können die andern wider ihn auf
Sicherstellung seines Antheils dringen.

2) Von mehrern Berechtigten.
§. 450. Hat sich jemand in einem Vertrage mehrern Personen zu einer und eben derselben
Sache oder Leistung verpflichtet, so können die Mitberechtigten das gemeinschaftliche Recht
in der Regel nur gemeinschaftlich ausüben.

§. 451. Doch kann keiner der Mitberechtigten durch seine Handlungen oder Entsagungen das
Recht der übrigen schmälern.

§. 452. Hat, bey einer theilbaren Sache oder Summe, der Verpflichtete einem der Berechtigten
seinen Antheil entrichtet, so tritt er, in Beziehung auf die übrigen Berechtigten, an dessen
Stelle.

§. 453. Die Befugnisse der mehrern Berechtigten unter sich, sind nach den Grundsätzen vom
gemeinschaftlichen Eigenthum zu beurtheilen. (Tit. XVII.)


